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25 Verordnung 
betreffend Verlängerung der Amtsdauer der Betriebsvertretungen 
im Bereich der Zollverwaltung. 
Vom 6. Februar 1935. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 77 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
§ 1 
Die Amtsdauer der Betriebsvertretungen im Bereich der Zollverwaltung, die gemäß $ 8 Abſ. 1 
der Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Geſetz betreffend Errichtung 
von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen im Bereich der Zollverwaltung vom 20. 12. 1929 (G. Bl. 1930 
S. 1) in Verbindung mit $ 1 Abſ. 4 der Verordnung betreffend Neuwahl von Betriebsvertretungen 
vom 30. 6. 1933 (G. Bl. S. 286) am 14. Februar 1935 endigen würde, wird bis auf weiteres 
verlängert. 
8 2 


Die Verordnung tritt am 14. Februar 1935 in Kraft. 
Danzig, den 6. Februar 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


26 1. Rechtsverordnung 2 
betreffend Ergänzung der Rechtsverordnung zur Durchführung des Danzig⸗polniſchen Übereinkommens 
vom 6. Auguſt 1934 über den Verkehr mit Erzeugniſſen der Landwirtſchaft, des Gartenbaus und der 
Fiſcherei vom 11. 12. 1934 (G. Bl. S. 774). 
Vom 26. Januar 1935. ö 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 17, 68 und 89 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird die Rechtsverordnung zur Durchführung des 
Danzig⸗polniſchen Übereinkommens vom 6. 8. 1934 über den Verkehr mit Erzeugniſſen der Landwirt⸗ 
ſchaft, des Gartenbaus und der Fiſcherei vom 11. 12. 1934 (G. Bl. S. 774) wie folgt ergänzt: 
Artikel! 
1. $ 1 Abſ. 2 Ziff. 1 erhält folgende Faſſung: 
Für Zucht⸗ und Nutzpferde, Zucht- und Nutzrinder ſowie für lebendes Geflügel (Gänſe, 
Enten ſowie Kücken von Gänſen, Enten und Hühnern) die Danziger Bauernkammer, die 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 2. 1935.) 


2. 
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ſich vor Erteilung der Bewilligung mit der Veterinärverwaltung, welche die veterinärpoli⸗ 
zeilichen Bedingungen vorſchreibt, in Verbindung zu ſetzen hat. 
$ 1 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Die Bewilligung der Danziger Stelle iſt für die unter Ziff. 2 bezeichneten Erzeugniſſe 
nicht erforderlich, wenn eine den zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen 
getroffenen Vereinbarungen entſprechende Beſcheinigung vorliegt. 


Artikel II 


Hinter § 7 wird folgender neuer § 7a eingefügt: 


Nach der Strafbeſtimmung des $ 7 Abſ. 1 wird beſtraft, wer die in § 1 bezeichneten 
Erzeugniſſe, von denen er weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß ſie ohne die 
erforderliche Bewilligung oder ohne eine den Danzig⸗polniſchen Vereinbarungen entſprechende 
Beſcheinigung in das Gebiet der Freien Stadt Danzig verbracht worden ſind, verheim⸗ 
licht, ankauft, zum Pfand nimmt, ſonſt an ſich bringt oder zu deren Abſatz bei anderen mit⸗ 
wirkt. 

Artikel III 


Diese D tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
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Danzig, den 26. Januar 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Rettelsky 


Rechtsverordnung 


betreffend Einführung einer Erlaubnispflicht für den Handel mit marktregulierten Erzeugniſſen der 


Landwirtſchaft und der Fiſcherei. 
Vom 6. Februar 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 17, 68, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


J. Handelserlaubnis 
8 1 


Wer mit nachſtehenden Erzeugniſſen der Landwirtſchaft und der Fiſcherei, und zwar: 


** 
2. 


% 


oO 0 2 w 


Milch, Sahne, Buttermilch, Magermilch, Kondensmilch, Milchpulver, Butter und Käle; 
Pferde, Rinder, Kälber, Schafe, Schweine, Geflügel (Hühner, Gänſe, Enten und Puten), 
Fleiſch und Fleiſch⸗Erzeugniſſe einſchl. Schmalz: 


Fiſche und Fiſch⸗Erzeugniſſe; 
. Kartoffeln; 
. Brot, Brötchen und Mehl; 


Eier; 
Futtermittel (Stroh, Heu und Häckſel) 


Handel treiben will, bedarf der Erlaubnis. 

Dies gilt nicht: 

1. für Kleinhandelsbetriebe, in denen die vorſtehend genannten Erzeugniſſe nur unmittelbar an 
den Verbraucher abgeſetzt werden, es ſei denn, daß der Handel im Umherziehen innerhalb oder außer⸗ 
halb des Wohnorts oder der gewerblichen Niederlaſſung des Handeltreibenden ſowie auf den Märkten 
betrieben wird; 

2. für Stellen, ſoweit ihnen die Bewirtſchaftung oder Verteilung von Erzeugniſſen der in Abſ. 1 
genannten Art durch die Danzig⸗polniſchen Vereinbarungen zu dem Übereinkommen zwiſchen dem 
Senat der Freien Stadt Danzig und der polniſchen Regierung über den Verkehr mit Erzeug⸗ 
niſſen der Landwirtſchaft, des Gartenbaus und der Fiſcherei vom 6. Auguſt 1934 übertragen iſt. 

Die Vorſchriften der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 (G. Bl. 
S. 771) und der hierzu erlaſſenen Ausführungsverordnungen ſowie die Vorſchriften zum — des 
Einzelhandels bleiben unberührt. ei 
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92 
Als Handel im Sinne dieſer Verordnung gilt nicht die Veräußerung ſelbſtgewonnener Erzeug⸗ 
niſſe der Landwirtſchaft oder der Fiſcherei, es ſei denn, daß 

1. die Veräußerung durch eine Vereinigung von Veräußerern erfolgt oder 

2. der Handel auf Märkten ſowie im Umherziehen innerhalb und außerhalb des Wohnorts 
oder der gewerblichen Niederlaſſung betrieben wird oder 

3. der Staatskommiſſar für die Verſorgungsverbände ($ 9 der Rechtsverordnung vom 20. 8. 
1934 G. Bl. S. 649) die Ausdehnung der Erlaubnispflicht auf die Erzeuger anordnet. 


Der Staatskommiſſar kann allgemeine Ausnahmen von Ziff. 2 zulaſſen; er beſtimmt die Vor⸗ 
ausſetzungen, unter denen der Handel zu Ziff. 2 betrieben werden kann. 


83 
Die Erlaubnis wird auf Antrag erteilt. 


Sie kann auf Zeit oder auf Widerruf erteilt, auch ſachlich und örtlich beſchränkt werden; ſie 
kann von Auflagen und Bedingungen abhängig gemacht werden. 


8 4 

Die Erlaubnis iſt zu verſagen, wenn der Antragſteller: 

1. die für den Handelsbetrieb erforderliche Sachkunde nicht befitt; 

2. die für den Umfang des Handelsbetriebes erforderlichen Einrichtungen und Räume nicht nach⸗ 

weiſen kann; 
3. die für den Handelsbetrieb erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt. 
Sie iſt ferner zu verſagen, wenn mit Rückſicht auf die Marktregulierung ein Bedürfnis für die 
Errichtung oder Beibehaltung des Handelsbetriebes nicht beſteht. 


8 5 
Zuständig zur Erteilung der Erlaubnis iſt der Polizeipräſident, wenn der Antragſteller in einer 
Gemeinde mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat oder nehmen will 
oder beim Fehlen einer ſolchen Niederlaſſung ſeinen Wohnſitz hat oder den Markthandel innerhalb 
dieſer Gemeinde betreibt oder betreiben will, in anderen Gemeinden unter den gleichen Vorausſetzungen 
der Landrat. Fehlt es an einer inländiſchen Niederlaſſung oder einem inländiſchen Wohnſitz oder wird 
ein Gewerbe im Umherziehen betrieben, ſo iſt der Polizeipräſident zuſtändig. 


8 6 
Vor der Erteilung oder Verſagung der Erlaubnis iſt der zuſtändige Verſorgungsverband zu hören. 


8 7 


Gegen die Verſagung der Erlaubnis ſteht dem Betroffenen binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei 
Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung die Beſchwerde beim Senat zu. 


8 8 

Über die Erlaubnis iſt dem Berechtigten ein Erlaubnisſchein auszuſtellen. 

Soweit der Berechtigte den Handel nicht in ſtehenden Gewerbebetrieben betreibt, hat er den 
Erlaubnisſchein mitzuführen und auf Verlangen den Polizeibehörden vorzuzeigen; Beauftragte des 
Berechtigten haben eine beglaubigte Abſchrift des Erlaubnisſcheins mitzuführen und auf Verlangen 
vorzuzeigen. 


Für die Erteilung der Erlaubnis und Ausſtellung einer Abſchrift kann eine Gebühr erhoben 
werden. 
8 9 


Die Erlaubnis kam zurückgenommen werden, wenn ſie auf Grund unwahrer Angaben oder ſonſt 
täuſchender Handlungen erwirkt worden iſt, oder wenn die in 8 4 genannten Vorausſetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis nicht mehr vorliegen. 

Die Vorſchriften der 88 5 bis 7 gelten entſprechend. Die Beſchwerde gegen die Zurücknahme 
hat keine aufſchiebende Wirkung. Es kann verfügt werden, daß ſie alsbald in Kraft tritt. 

Wird die Erlaubnis zurückgenommen, ſo iſt der Erlaubnisſchein einzuziehen. 

It dem Erlaubnisinhaber oder feinem Beauftragten für den Handel auf Grund der Gewerbe- 
ordnung oder anderer geſetzlicher Beſtimmungen ein ſonſtiger Erlaubnisſchein (Wandergewerbeſchein, 
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Legitimationskarte, Handwerkerkarte oder ein ähnliches Ausweispapier) erteilt, fo hat die Zurüd- 
nahme der Handelserlaubnis den Verluſt oder die Einſchränkung des Scheines ohne weiteres zur 
Folge. Die Erlaubnisbehörde hat die Einziehung oder die Berichtigung des Erlaubnisſcheins zu ver⸗ 
anlaſſen. a ; 


II. Unterſagung des Handels und Schließung von Geſchäftsräumen 
$ 10 


Unabhängig von der Erteilung oder Zurücknahme der Erlaubnis iſt der Handel mit den in 
§ 1 genannten Erzeugniſſen zu unterſagen, wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß der Han⸗ 
deltreibende die für den Handelsbetrieb erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt: Unzuverläſſigkeit liegt 
insbeſondere dann vor, wenn die von den Organen der Verſorgungsverbände erlaſſenen Anordnungen 
und Beſchlüſſe, ſoweit ſie auf Geſetz oder Satzung beruhen, nicht befolgt, namentlich die feſtgeſetzten 
Preiſe und Preisſpannen nicht eingehalten werden oder wenn der Rechtsverordnung vom 11. Dezember 
1934 zur Durchführung des Danzig⸗polniſchen Übereinkommens vom 6. Auguſt 1934 über den Ver⸗ 
kehr mit Erzeugniſſen der Landwirtſchaft, des Gartenbaus und der Fiſcherei (G. Bl. S. 774) und 
den hierzu erlaſſenen Ergänzungs- und Ausführungsverordnungen zuwidergehandelt iſt. 

Die Unterſagung kann auf den Handel mit beſtimmten Gegenſtänden beſchränkt werden. Sie wirkt 
für das ganze Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

Neben der Unterſagung des Handels kann die Schließung der Geſchäftsräume, in denen der Be— 
troffene den Handel betrieben hat, angeordnet werden, wenn begründeter Verdacht beſteht, daß in 
den Geſchäftsräumen weiterhin in unzuverläſſiger Weiſe (Abſ. 1, 2) Handel betrieben werden würde. 

SS 5 bis 7, 9 Abſ. 4 finden entſprechende Anwendung. 

8 11 


Die Behörde, welche den Handel unterſagt oder die Schließung von Geſchäftsräumen ange⸗ 
ordnet hat, kann nach Anhörung des zuſtändigen Verſorgungsverbandes die Wiederaufnahme des 
Handelsbetriebes geſtatten oder die Schließung der Geſchäftsräume aufheben, wenn ſeit der Anordnung 
mindeſtens drei Monate verfloſſen ſind. 

III. Strafvorſchriften 
8 12 

Wer ſelbſt oder durch eine vorgeſchobene Perſon oder als vorgeſchobene Perſon einen Handel be⸗ 
treibt, obwohl die nach dieſer Verordnung zum Handelsbetrieb erforderliche Erlaubnis nicht erteilt 
oder zurückgenommen oder der Handel unterſagt worden iſt, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
und mit Geldſtrafe bis zu 3000, — Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft, ſoweit nicht nach 
anderen Vorſchriften eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt. 

8 13 


Mit Geldſtrafe bis zu 150 Gulden oder mit Haft wird beſtraft, wer der Vorſchrift des 
§ 8 zuwiderhandelt. 
8 14 
In den Fällen der SS 12, 13 kann neben der Strafe auf die Einziehung der Gegenſtände, auf 
die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, ſowie der bei der Tat verwendeten Verpackungs- und Be⸗ 
förderungsmittel erkannt werden, auch wenn ſie dem Täter nicht gehören. 


IV. Schluß⸗ und Übergangsbeftimmungen 


8 15 


Soweit nach dieſer Verordnung eine Erlaubnis zum Handel erforderlich iſt, darf ein Wanderge- 
werbeſchein, eine Legitimationskarte oder ein ähnliches Ausweispapier zur Ausübung eines ſolchen 
Handels nicht ausgeſtellt werden, wenn die Erlaubnis nicht erteilt oder wenn ſie zurückgenommen iſt. 

In Wandergewerbeſchein, Legitimationskarte oder ähnlichen Ausweispapieren iſt ein Vermerk 
aufzunehmen, daß ſie zum Handel mit Gegenſtänden, für die es nach dieſer Verordnung einer Er⸗ 
laubnis bedarf, nur inſoweit berechtigen, als dieſe Erlaubnis erteilt iſt. 


8 16 
Soweit == Grund — Verordnungen und Vorſchriften 
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1. Verordnung zur Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 (G. Bl. S. 771) und der 
hierzu ergangenen Ausführungsvorſchriften; 
2. Rechtsverordnung zur Regelung des Handels mit Schlachtvieh und friſchem Fleiſch vom 
15. 3. 1932 (G. Bl. S. 201) und der hierzu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften; 
3. Verordnung betreffend den Handel mit Kartoffeln vom 7. 10. 1933 (G. Bl. S. 488); 
4. Rechtsverordnung betr. den Verkehr mit Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen vom 22. 9. 1933 
(G. Bl. S. 477); 1 gde 
5. 8 5 der Rechtsverordnung vom 20. 8. 1934 zur Regelung des Verkehrs mit Erzeugniſſen der 
Landwirtſchaft und der Fiſcherei (G. Bl. S. 649) 
Erlaubniſſe bereits erteilt worden ſind, bleiben dieſe beſtehen; eine weitere Gebühr wird nicht erhoben. 
Soweit die Erlaubniſſe auf Grund der vorſtehenden Verordnungen und Vorſchriften ſowie auf 
Grund dieſer Verordnung noch nicht erteilt ſind, ſind die Anträge für beſtehende Gewerbebetriebe bis 
zum 1. Februar 1935 bei der Erlaubnisbehörde zu ſtellen. Die Friſt gilt als gewahrt, ſofern der 
Antrag bereits bei den Verſorgungsverbänden geſtellt worden iſt. 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung über die Zurücknahme der nach Abf. 1 erteilten Erlaubniſſe 
und über die Unterſagung des Handels bleiben unberührt. = 
8 17 2 
Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten nachſtehende Verord⸗ 
nungen und Vorſchriften: 
1. Rechtsverordnung zur Regelung des Handels mit Schlachtvieh und friſchem Fleiſch vom 
15. 3. 1932 (G. Bl. S. 201) und der hierzu ergangenen Ausführungsvorſchriften; 
2. Verordnung betr. den Handel mit Kartoffeln vom 7. 10. 1933 (G. Bl. S. 488); 
3. Rechtsverordnung betr. den Verkehr mit Fiſchen und Fiſch⸗Erzeugniſſen vom 22. 9. 1933 
(G. Bl. S. 477); 
4. 8 5 der Rechtsverordnung vom 20. 8. 1934 zur Regelung des Verkehrs mit Erzeugniſſen der 
Landwirtſchaft und der Fiſcherei (G. Bl. S. 649) 
außer Kraft. 


Danzig, den 6. Februar 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


28 Dienſtſtrafordnung 
für den Danziger Staatlichen Hilfsdienst. 
Vom 2. Februar 1935. 


Auf Grund des 8 23 der Verordnung betreffend die Einführung des Danziger Staatlichen Hilfs⸗ 
dienſtes vom 19. Juni 1934 (G. Bl. S. 459) in der Faſſung der Verordnung vom 19. November 
1934 (G. Bl. S. 755) wird folgende Dienſtſtrafordnung für den Danziger Staatlichen Hilfsdienit 
erlaſſen: 

8 1 N 


Die Vorſchriften dieſer Dienſtſtrafordnung finden Anwendung auf alle Perſonen, die in Erfüllung 
ihrer Hilfsdienſtpflicht gemäß § 3 oder als Freiwillige gemäß $ 8 der genannten Verordnung dem 
Hilfsdienſt angehören. Sie finden keine Anwendung auf die im $ 13 der genannten Verordnung 


bezeichneten Beamten und Angeſtellten des Hilfsdienſtes. 
82 
Nach der Dienſtſtrafordnung ſind alle Handlungen und Unterlaſſungen zu verfolgen, die die Ehre 
der Gemeinſchaft und das öffentliche Anſehen des Hilfsdienſtes oder die Kameradſchaft im Hilfs⸗ 
dienſt verletzen oder gefährden oder gegen Zucht und Ordnung im Hilfsdienſt verſtoßen. In be⸗ 
ſonders leichten Fällen kann anitelle einer Strafe Zurechtweiſung erfolgen. 
83 
Iſt ein der unter $ 2 fallenden Dienitvergehen zugleich nach den Strafgeſetzen ſtrafbar, jo können 
die durch dieſe angedrohten Strafen nur von den zuſtändigen ordentlichen Gerichten verhängt werden. 
Iſt eine nach den Strafgeſetzen ſtrafbare Handlung nur mit einer Dienſtſtrafe geahndet worden, 
ſo iſt dadurch die Strafbarkeit nicht erloſchen. a N IR ad 


390 
- 8 4 
Während einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung muß ein wegen derſelben Tatſachen etwa einge 
leitetes Dienſtſtrafverfahren ausgeſetzt werden, bis das ſtrafgerichtliche Verfahren beendet iſt. Eine 
Ausnahme gilt nur, wenn im ſtrafgerichtlichen Verfahren eine Hauptverhandlung deshalb nicht ſtatt⸗ 
finden kann, weil der Beſchuldigte abweſend iſt. 
Wenn das ſtrafgerichtliche Urteil auf Freiſprechung lautet, jo darf in einem etwa noch nor⸗ 
wendig werdenden Dienſtſtrafverfahren nur geprüft werden, ob der in dem ſtrafgerichtlichen Urteil feſt⸗ 
geſtellte Tatbeſtand eine ſtrafbare Handlung im Sinne der Dienſtſtrafordnung enthält. 
It in einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung eine Verurteilung ergangen, To findet ein Dienftitraf- 
verfahren nur noch mit dem Ziele der Aberkennung des Dienſtgrades oder der Ausſtoßung aus dem 
Hilfsdienſt ſtatt. 


Dienſtſtrafen ſind: 
a) Kleine Dienſtſtrafen: N 

1. Dienſtverrichtung im Innendienſt außer der Reihe oder außer der Zeit, jedoch nur zur Wie⸗ 
dergutmachung nachläſſiger Dienſtverrichtungen gleicher Art. 

2. Einfacher Verweis. 

3. Beſoldungsverwaltung bis auf die Dauer von 2 Monaten durch Entziehung der freien Ver⸗ 
fügung über die Beſoldung mit Auszahlung von Teilbeträgen. 

4. Ausgangsbeſchränkungen bis auf die Dauer von 4 Wochen durch Auferlegung der Pflicht, zu 
einer beſtimmten Zeit vor der lagermäßigen Polizeiſtunde (Zapfenſtreich) in das Lager oder 
in das Quartier zurückzukehren. 

b) Förmliche Dienſtſtrafen: 
5. Strenger Verweis. 
. Gelinder Arreſt bis 4 Wochen. 
. Geſchärfter Arreſt bis zu 14 Tagen. 
Aberkennung des Dienſtgrades gegen Vormänner oder Obervormänner. 
Ausſtoßung aus dem Hilfsdienſt ohne oder mit zeitweiſem oder dauerndem Ausſchluß aus 
der Erwerbsloſenfürſorge und der öffentlichen Arbeitsvermittlung. 
e) Zurechtweiſungen, Ermahnungen oder Rügen ſind keine Dienſtſtrafen. 


8 6 
Arreſtſtrafen dürfen nur nach vollen Tagen verhängt werden. 


Ein und dasſelbe Dienſtvergehen darf nur von einem Dienſtvorgeſetzten und nur mit einer Dienſt⸗ 
ſtrafe geahndet werden. 

Die in 8 5 Ziffer 1, 3, 4 und 8 bezeichneten Dienſtſtrafen können als Zuſatzſtrafen mit einer 
anderen Dienſtſtrafe verbunden werden. 


8 5 


een 


88 

Die Dienſtſtrafgewalt ſteht ſolchen Abteilungsführern zu, denen mit dem Befehl über eine Ab⸗ 
teilung die Dienſtſtrafgewalt ausdrücklich übertragen iſt und erſtreckt ſich nur auf die Angehörigen 
dieſer Abteilung. Sie ſteht weiter dem Leiter des Hilfsdienſtes und dem Senat zu. 

Der Leiter des Hilfsdienſtes iſt zugleich die Beſchwerdeinſtanz gegenüber den Entſcheidungen des 
Abteilungsführers, der Senat zugleich die Beſchwerdeinſtanz gegenüber den in erſter Inſtanz ergan⸗ 
genen Entſcheidungen des Leiters des Hilfsdienſtes. 

8 9 

Der mit Dienſtſtrafgewalt verſehene Abteilungsführer iſt berechtigt, außer den im 8 5 Ziffer 1—5 
bezeichneten Dienſtſtrafen gelinden Arreſt bis zu 8 Tagen und geſchärften Arreſt bis zu 3 Tagen zu 
verhängen. 

8 10 
Der Leiter des Hilfsdienſtes iſt berechtigt, außer den im $ 5 Ziffer 1—5 bezeichneten Dienſt⸗ 
trafen gelinden Arreſt bis zu 14 Tagen und geſchärften Arreſt bis zu 7 Tagen ſowie die Aberken⸗ 
nung des Dienſtgrades gegen Vormänner und Obervormänner zu verhängen. a ei 
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8 11 


Gelinder Arrest über 14 Tage bis zu 4 Wochen und deschürfter Arreſt über 7. 185 bis zu 
14 Tagen ſowie die Ausſtoßung aus dem Hilfsdienſt können nur durch den Senat verhängt werden. 


8 12 
Zuſtändig für die Verhängung der Dienſtſtrafe iſt der unmittelbar Dienititnfnornefeite des Täters, 
Die Zuſtändigkeit der höheren Vorgeſetzten tritt ein, wenn die Dienſtverfehlung 
1. unter ihren Augen begangen oder ſonſt zu ihrer unmittelbaren Kenntnis ape iſt, 
2. gegen ihr dienſtliches Anſehen begangen iſt, 
3. von Angehörigen verſchiedener Abteilungen begangen iſt, 
4. ihnen zur Entſcheidung oder Beſtimmung der Strafe gemeldet iſt. 
Der höhere Vorgeſetzte kann die Erledigung dem unmittelbar Dienſtſtrafvorgeſetzten des Täters i 
überlaſſen. 
8 13 


Die Kranken unterſtehen auch während ihres Aufenthalts in der Krankenſtube der Dienſtſtraf⸗ 
befugnis ihres Hilfsdienſtvorgeſetzten. 
8 14 
Dem Beſchuldigten muß vor Feſtſetzung der Strafe die Möglichkeit gegeben werden, ſich zu recht⸗ 
fertigen. 
8 15 


Der mit Dienſtſtrafgewalt verſehene Vorgeſetzte muß mit ſtrenger Unparteilichkeit verfahren und, 
wenn die ſtrafbare Handlung nicht mit Gewißheit aus ſeiner eigenen Wahrnehmung oder aus einem 
dienſtlichen Bericht oder aus dem Geſtändnis hervorgeht ſowie überhaupt, wenn er über die Schuld 
oder den Grad der Strafbarkeit zweifelhaft iſt, den Hergang der Sache durch mündliche oder ſchrift⸗ 
liche Verhandlungen aufzuklären ſuchen. 

§ 16 


Die Art und das Maß der Dienſtſtrafe hat der Dienſtſtrafvorgeſetzte innerhalb der Grenzen ſeiner 
Dienſtſtrafgewalt zu beſtimmen. Dabei iſt auf möglichſte Schonung des Ehrgefühls des zu Beſtrafenden 
Bedacht zu nehmen und ſeine Eigenart, ſeine bisherige Führung, die Natur der zu beſtrafenden Hand⸗ 
lung und ihre Auswirkung auf die Aufrechterhaltung von Zucht und Ordnung im Hilfsdienſt zu be⸗ 
rückſichtigen. 

8 17 

Wird nach erfolgter Dienſtbeſtrafung dasſelbe Dienſtvergehen von dem Beſtraften wieder verübt, 
ſo iſt, wenn nicht Gründe für eine mildere Beurteilung vorhanden ſind, eine härtere Strafe als bei 
der Vorbeſtrafung zu verhängen. 

§ 18 


Hält ein Dienſtſtrafvorgeſetzter eine höhere Strafe für angemeſſen, als feiner Stpafbefugnis ent⸗ 
ſpricht, ſo hat er den Strafausſpruch zu unterlaſſen und den Fall mit einem Bericht an den nächſt⸗ 
höheren Dienſtſtrafvorgeſetzten weiterzugeben. i 

Entſtehen bei einem mit Dienſtſtrafgewalt verſehenen Dienſtſtrafvorgeſetzten Bedenken darüber, ob 
ein Dienſtvergehen zugleich eine nach den Strafgeſetzen ſtrafbare Handlung iſt, ſo iſt der Fall dem nächſt⸗ 
höheren Dienſtſtrafvorgeſetzten vorzulegen, welcher darüber Beſtimmung zu treffen oder nötigenfalls be⸗ 
hufs Einholung höherer Entſcheidung weiter zu berichten hat. Das gleiche gilt, wenn ein Dienſtſtraf⸗ 
verfahren in den Fällen des § 4 Abſ. 3 eingeleitet werden ſoll. 


8 19 
Die Dienſtſtrafe darf nach der Bekanntgabe an den Beſchuldigten von der Dienftitelle, Die lie 
verhängt hat, nicht mehr aufgehoben oder abgeändert werden, es ſei denn, daß nach Verhängung 
der Strafe vor Rechtskraft Umſtände bekannt werden, die eine andere Beurteilung der Tat recht⸗ 
fertigen. 
$ 20 
Die Vollſtreckung der Dienſtſtrafen muß, ſofern die Umſtände es geitatten, gleich nach deren Ver⸗ 
hängung erfolgen. 
Der Dienſtſtrafvorgeſetzte kann aus dringenden Gründen den Vollzug der Dienſtſtrafe aufſchieben 
oder unterbrechen. 291152 
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Ift die Strafe von einem höheren Dienſtvorgeſetzten verhängt, ſo bleibt es ſeinem Ermeſſen über⸗ 
laſſen, die Vollſtreckung derſelben entweder ſelbſt anzuordnen oder dem nächſten Dienſtſtrafvorgeſetzten 
des zu Beſtrafenden zu übertragen. 5 ; . f 1597 

§ 21 
Die Art des Strafvollzugs regelt ſich nach einer vom Senat zu erlaſſenden Strafvollzugsordnung. 
a a § 22 

Mit Ausnahme der vom Senat verhängten Dienſtſtrafen ſteht dem Beſtraften gegen jede Strafe 
die Beſchwerde an den nächſthöheren Dienſtſtrafvorgeſetzten zu (8 8 Abſ. 2). Die Beſchwerde kann 
früheſtens am Tage nach der Verhängung, ſpäteſtens eine Woche nach der Verhängung eingelegt 
werden. Sie muß ſchriftlich erfolgen und begründet werden. 

Die Entſcheidung auf die Beſchwerde iſt endgültig. 

Durch die Einlegung der Beſchwerde findet eine Unterbrechung der Vollſtreckung grundſätzlich nicht 
ſtatt, in geeigneten Fällen iſt jedoch die zur Entſcheidung über die Beſchwerde zuſtändige Inſtanz be⸗ 
rechtigt, die Vollſtreckung aufzuſchieben oder zu unterbrechen. 


ö $ 23 
Wird die Beſchwerde für begründet erachtet, To iſt der hierauf bezügliche Beſcheid im Strafbuch 
unter Löſchung der eingetragenen Strafe ſeinem Inhalt nach aufzunehmen und dem Beſchwerdeführer 


davon Kenntnis zu geben. 
Ss 24 


Alle förmlichen Dienſtſtrafen ſind im Strafbuch einzutragen. 


§ 25 


Wenn die Geſamtdauer der innerhalb eines Jahres verhängten Arreſtſtrafen mehr als 4 Wochen 
beträgt, ſo kann die Strafzeit von der Dienſtzeit abgerechnet werden. | 


§ 26 
Die Strafvollitredung verjährt in einem Jahre; die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem die 


Strafe dem Verurteilten bekanntgegeben iſt. 
a § 27 


Die gerechte und zweckentſprechende Anwendung der den niederen Dienſtſtrafvorgeſetzten zuſtehenden 
Strafbefugniſſe und die vorſchriftsmäßige Strafvollſtreckung ſind dauernd ſorgfältig zu überwachen. 
2 
Sofern ein höherer, Dienſtſtrafvorgeſetzter feſtſtellt, 
1. daß die verhängte Strafe ihrer Art und Dauer nach unzuläſſig war oder 
2. daß der Strafende zur Verhängung der Strafe nicht befugt geweſen iſt, 
jo iſt. von ihm die Strafe abzuändern oder aufzuheben. 
a f § 29 


Jeder nicht mit Dienſtſtrafbefugnis verſehene Dienſtvorgeſetzte vom Unterfeldmeiſter an aufwärts iſt 
berechtigt, die ihm dienſtlich Unterſtellten oder im Dienſtgrade unter ihm Stehenden vorläufig feſtzu⸗ 
nehmen oder ihre vorläufige Feſtnahme zu bewirken, wenn die Aufrechterhaltung der Manneszucht es 
zwingend fordert. Eine ſolche vorläufige Feſtnahme iſt ſofort dem Dienſtſtrafvorgeſetzten des Feſtge⸗ 
nommenen zu melden, der das Erforderliche anordnet. 

§ 30 

Angehörige des Hilfsdienſtes, gegen die ein Strafverfahren eingeleitet iſt, können durch den Leiter 
des Hilfsdienſtes oder den Senat vom Hilfsdienſt vorläufig ausgeſchloſſen werden. Dem Angehörigen 
iſt zuvor Gelegenheit zu geben, ſich zu der Beſchuldigung zu äußern. 


8 3 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 2. Februar 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greijer Huth 


— io Du 
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29 Verordnung 
betr. Eingliederung der Wochenfürſorge in die öffentliche Wohlfahrtspflege. 
Vom 31. Januar 1935. 


Gemäß 8 1 Ziffer 47 in Verbindung mit § 2d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


81 
Zu den Aufgaben der Wohlfahrtspflege gehört die Hilfe für Schwangere und Wöchnerinnen, 


ſoweit kein Anſpruch auf Wochenhilfe oder Familienwochenhilfe nach der Reichsverſicherungsordnung 
beſteht cee 
82 


Die Wochenfürſorge wird ausgeübt in den Städten Danzig und Zoppot durch die Magiftrate 
(Wohlfahrtsämter), im übrigen durch die zuſtändigen Kreiskommunalverbände. 

Schwangeren und Wöchnerinnen ($ 1) find je nach Art und Grad der Hilfsbedürftigkeit ärztliche 
Behandlung, Entbindungskoſtenbeitrag und Wochengeld, Wöchnerinnen, die ihr Kind ſtillen, außerdem 
Stillgeld zu gewähren. Die Hilfe ſoll ihnen das ſicherſtellen, was die Reichsverſicherungsordnung den 
Familienangehörigen eines Verſicherten gewährt (Familienwochenhilfe). 

An die Stelle barer Leiſtungen können auch Sachleiſtungen treten. 


83 
Die Koſten für die Wochenfürſorge werden vom Staat erſtattet. 


84 
Nähere Beſtimmungen über die Durchführung erläßt der Senat. 


8 5 
Abſchnitt B des Geſetzes über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge vom 5. 10. 1922 
(G. Bl. S. 453) und $ 1 des Geſetzes über Wochenfürſorge vom 27. 3. 1925 (G. Bl. S. 97) werden 
aufgehoben; ferner fällt die Bezugnahme auf die Wochenfürſorge in Abſchnitt C des Geſetzes vom 
5. 10. 1922 (G. Bl. S. 453) in der Faſſung dess 2 des Geſetzes vom 27. 3. 1925 (G. Bl. S. 97) 
fort. 
§ 6 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1935 in Kraft. 
Verfahren, die in dieſem Zeitpunkte noch nicht abgeſchloſſen ſind, gehen auf die in § 2 bezeich⸗ 
neten Behörden über. 
Danzig, den 31. Januar 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer von Wnuck Dr. Wiercinsti-Keifer Dr. Kluck 


30 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten. 
Vom 31. Januar 1935. 
Artikel ! 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 53 in Verbindung mit $ 2 Buchſt. b des Geſetzes zur Behebung 
der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 

Die Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten in der Faſſung vom 
10. 3. 1932 (G. Bl. S. 140 ff.) wird wie folgt geändert: 

a) $ 6 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Das gleiche gilt für die Berechnung des der Pfändung unterliegenden Teils der 
Dienſtbezüge (Gehalt, Wartegeld, Ruhegeld, Witwen⸗ und Waiſengeld), ſowie der Löhne 
($ 850 ZPO, Verordnung über Lohnpfändung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
20. 11. 1928 (G. Bl. S. 411) und der Verordnung vom 16. 9. 1932 (G. Bl. S. 695)), 
ſowie bei der Feſtſtellung des Entgelts für die Berechnung der Beiträge zur Sozialverſi⸗ 
cherung ($ 1 AVG. und § 160 RWO.).“ 

b) In 8 10 tritt an die Stelle der Zahl „1935“ die Zahl: „1936“. 
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Artikel I 
Auf Grund des $ 5 des Steuergrundgeſetzes vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497) in der zur Zeit 
geltenden Faſſung wird folgendes verordnet: 
Die Durchführungsbeſtimmungen zur Rechtsverordnung über die Erhebung einer Steuer von den 
Feſtbeſoldeten vom 21. 3. 1931 in der zur Zeit gültigen Faſſung werden wie folgt geändert: 
a) In $ 11 wird die Zahl „1935“ erſetzt durch die Zahl: „1936“. 
b) In $ 22 werden hinter den Worten „des Steuerabzugs vom Arbeitslohn“ eingerückt die 
Worte: „und der Beiträge zur Sozialverſicherung.“ 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Februar 1935 in Kraft. 


Danzig, den 31. Januar 1935. 


\ Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer v. Wnuck Dr. Hoppenrath 


31 II. Verordnung 
zur Ausführung der Verordnung betr. Tierſchutz. 
% Bom 2. Februar 1935, 
Auf Grund des § 14 der Verordnung betr. Tierſchutz vom 1. 10. 1934 (G. Bl. S. 718/720) 
wird hiermit verordnet: 
§ 1 
Die ſtaatlichen, ſtädtiſchen und privaten Inſtitute und Laboratorien, denen auf Grund des $ 5 der 
Verordnung betr. Tierſchutz vom 1. 10. 34 (G. Bl. S. 718/720) die Erlaubnis zur Vornahme von 
wiſſenſchaftlichen Verſuchen an lebenden Tieren erteilt worden iſt, werden durch den Landesveterinär⸗ 
rat und den Medizinalreferenten der Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik gemein⸗ 
ſam überwacht. 
§ 2 


Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 2. Februar 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


32 Bekanut machung 
betr. Veränderungen im Bereich des internationalen Berner Verbandes zum Schutze der literariſchen 
und künſtleriſchen Werke. 

Im Kalenderjahr 1934 iſt Belgien und Marokko (franzöſiſche Zone) der Berner Übereinkunft 
in der Faſſung der Beſchlüſſe der Konferenz von Rom vom 2. Juli 1928 beigetreten und zwar 
Belgien am 7. Oktober 1934, Marokko (franzöſiſche Zone) am 25. Oktober 1934. 

Danzig, den 31. Januar 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Boeck 


33 Rechtsverordnung 
zur Abänderung des Geſetzes betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur und Tonkunſt vom 
19. Juni 1901/22. Mai 1910, N. G. Bl. S. 227/ N. G. Bl. S. 793 (Literaturſchutzgeſetz) und des 
Geſetzes betr. das Arheberrecht an Werken der bildenden Künſte und der Photographie vom 9. Ja⸗ 
nuar 1907/22. Mai 1910, N. G. Bl. 1907 S. 7/1910 S. 793 (Kunſtſchutzgeſetz). 
Vom 5. Februar 1935. 


Auf Grund von $ 1 Ziffer 31 § 2 Buchſtabe d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird hiermit folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
§ 1 


(1) Die Schutzfriſten im Urheberrecht, die dreißig Jahre betragen, werden auf fünfzig Jahre 
verlängert. 
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(2) Demgemäß werden 
1. im Geſetz, betreffend das Urheberrach an Werten = Ofteratur und der Tonkunſt Geichs⸗ 
geſetzblatt 1901 S. 227; 1910 S. 793) in den 88 29, 31 und 32 die Worte „dreißig“ 
und „dreißigjährig“ durch „fünfzig“ und „fünfzigjährig“ und 
2. im Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte N der Photo- 
graphie (Reichsgeſetzblatt 1907 S. 7; 1910 S. 793) im $ 25 das Wort „dreißig“ durch 
„fünfzig“ erſetzt. 
82 
(J Die Verlängerung der Schutzdauer tritt auch für die bereits geſchaffenen Werke ein, die 
beim Inkrafttreten dieſer Verordnung noch urheberrechtlich geſchützt ſind. 4 
(2) Wurde das Urheberrecht vor Inkrafttreten dieſer Verordnung ganz oder teilweiſe einem 
anderen übertragen, ſo erſtreckt ſich dieſe Verfügung im Zweifel nicht auf die Dauer der Verlängerung 
der Schutzfriſt. Wer jedoch vor dem Inkrafttreten ein Urheberrecht erworben oder die Erlaubnis 
zur Ausübung einer urheberrechtlichen Befugnis erhalten hat, bleibt weiterhin gegen angemeſſene Ver- 
gütung zur Nutzung des Werkes berechtigt. 
Artikel II 


Das Literaturſchutzgeſetz wird weiterhin wie folgt geändert: 


8 1 
$ 22 erhält folgenden 3. Abſatz: 
Der Senat beſtimmt, inwieweit eine nach Abſatz 1 und Abſatz 2 im Ausland erteilte Erlaubnis 
auch auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig Wirkſamkeit hat. 


82 

§ 22c Abſatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

Für Klagen, durch die ein Anſpruch auf Erteilung der Erlaubnis geltend gemacht wird, ſind, 
ſofern der Urheber im Inland keinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, das Landgericht in Danzig und 
das Obergericht zuſtändig. 

§ 3 


$ 31 erhält folgenden Abſatz 3: 

Eine Eintragung in eine Eintragungsrolle, die im Ausland geführt wird, hat dann Rechtswirk⸗ 
ſamkeit für das Gebiet der Freien Stadt Danzig, wenn die Landeskulturkammer jene Eintragung im 
Staatsanzeiger veröffentlicht. Eintragungen, die in eine Eintragungsrolle im Ausland vor Erlaß dieſer 
Rechtsverordnung erfolgt ſind, werden auch rechtswirkſam, wenn die Landeskulturkammer auf Be⸗ 
kanntmachungen in einer im Gebiet der Freien Stadt Danzig vorhandenen amtlichen Zeitung des 
betr. Landes im Staatsanzeiger hinweiſt. 

8 4 

SS 56—58 werden aufgehoben und durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Der Senat ordnet bei vorhandenem Bedürfnis die Einrichtung einer Eintragungsrolle an und 
erläßt die erforderlichen Vorſchriften. 

Artikel III 

$ 49 des Literaturſchutzgeſetzes und $ 46 des Kunſtſchutzgeſetzes werden aufgehoben. 

An ihre Stelle tritt folgende Vorſchrift: 

Die Landeskulturkammer iſt verpflichtet, auf Erfordern der Gerichte und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft Gutachten über die an ſie gerichteten Fragen auf dem Gebiete des Urheberrechts zu erſtatten. 
Die Landeskulturkammer iſt befugt, auf Anrufen der Beteiligten als Schiedsrichter zu verhandeln 
und zu entſcheiden und zwar 

1. über Schadenserſatzanſprüche wegen Verletzung des Urheberrechts, 
2. über die Vernichtung von Exemplaren oder Vorrichtungen, die rechtswidrig hergeſtellt ſind, 
3. über die Zuerkennung der in § 43 des Literaturſchutzgeſetzes und § 38 des Kunſtſchutzgeſetzes 
bezeichneten Rechte, 
4. in den Fällen des $ 22 des Literaturſchutzgeſetzes. 
Artikel IV 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 5. Februar 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Boed 
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34 Druckfehlerberichtigung. 

In der Verordnung zur Anderung der Poſtordnung vom 30. 1. 1935 (G. Bl. S. 373) Ar⸗ 
tikel 1, 3., iſt hinter 1 d) „e) auf Sendungen mit einer Wertangabeträgen“ zu ſtreichen und dafür 
zu ſetzen: „e) auf Poſtanweiſungen nebſt den Geldbeträgen.“ 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


